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«Wir Lehrer
sind schon
privilegiert!» –
«Mein Job
ist kein Hobby!»
Der Kanton Zürich will mehr Geld für die Besoldung
von Lehrpersonen ausgeben. Eine heiss umkämpfte
Volksabstimmung bahnt sich an. Nötige Reform
oder verschwendete Millionen? Ein Streitgespräch,
moderiert von Isabel Heusser und Giorgio Scherrer

ILLUSTRATION JASMINE RUEEGG / NZZ

In dieser Debatte sind selbst grund-
legende Begriffe toxisch geworden.
83 Millionen Franken mehr pro Jahr
will das Zürcher Kantonsparlament
künftig für die Löhne von Volks-
schullehrpersonen ausgeben. Für die
Befürworter: eine gerechte Kompen-
sation für die unbezahlten Überstun-
den, die viele Unterrichtende leisten.
Für die Gegner: nichts anderes als
ein weiteres Goodie für privilegierte
Staatsangestellte. Skandalöse «Lohn-
erhöhung» hier, untragbare «Gratis-
arbeit» dort: Die Fronten sind ver-
härtet. Und das dürfte sich so bald
nicht ändern.Über zwanzig Gemein-
den haben das Referendum gegen die
Vorlage ergriffen, es wird eineVolks-
abstimmung geben.

Lena Fleisch und Stefan Urech
sind beide Zürcher Lehrpersonen –
sie Präsidentin des Lehrerinnen- und
Lehrerverbands, er SVP-Gemeinde-
rat in der Stadt Zürich. Hier streiten
sie über die Probleme ihres Berufs-
stands – und die Frage, ob mehr Geld
sie lösen kann.

Frau Fleisch, Herr Urech, Sie arbeiten
beide als Lehrpersonen. Sind Sie zufrie-
den mit Ihrem Lohn?
Stefan Urech: Ja, ich verdiene gut.
Wichtiger als der Lohn ist mir aber die
enorme Sicherheit, die ich in meinem
Job habe. Ich muss mir keine Sorgen
machen, dass meine Stelle plötzlich ge-
strichen wird. Und ich habe jedes Jahr
13 Wochen unterrichtsfreie Zeit, in der
ich selbst entscheiden kann, wann und
wo ich arbeite.
Lena Fleisch: Wir Lehrpersonen haben
einen guten Lohn, das stimmt.Aber das
sollte nicht darüber hinwegtäuschen,
dass wir extrem viel unbezahlte Gratis-
arbeit leisten – meist in Form von Über-
zeit. In jedem anderen Beruf werden
Überstunden bezahlt.Wenn Lehrperso-
nen das verlangen, ernten sie bloss ein
müdes Lächeln.

Sie sprechen von «Gratisarbeit». Was
meinen Sie damit? Die Anzahl Lektio-
nen, die eine Lehrperson unterrichten
muss, ist doch klar geregelt.

Fleisch: Es ist längst nicht nur der
Unterricht: Vorbereitung und Nach-
bereitung der Lektionen, Gespräche
mit Eltern und im Team,Weiterbildun-
gen und Projektwochen – all das braucht
Zeit.Nehmen wir die Klassenlehrperso-
nen: Sie erhalten heute 100 Stunden pro
Jahr für ihren Zusatzaufwand vergütet.
Bei den meisten reicht das bei wei-
tem nicht.Wenn sie im April einen An-
ruf von Eltern bekommen, müssten sie

eigentlich sagen: Ich kann dieses Ge-
spräch nicht führen, weil ich nicht dafür
bezahlt werde.

Herr Urech, gemäss einer Umfrage des
nationalen Lehrerverbands leisten Lehr-
personen 8 bis 16 Prozent unbezahlte
Überzeit. Ist das nicht ein Problem?
Urech: Ich finde nicht, dass ich «gratis»
arbeite. Es wäre mir peinlich, so etwas
zu behaupten. Es gibt in diesem Land
Zehntausende Büezer, die hart arbei-
ten – und weniger verdienen als wir.Wir
Lehrer sind schon privilegiert! Wir wer-
den für einenerfüllendenJobgutbezahlt.
Da ist esdochabsurd,jedeMinute zu zäh-
len und sich als ausgebeutet darzustel-
len. Sicher: Die Vorbereitung einer coo-
len Lektionenreihe kann viel Zeit inAn-
spruchnehmen,wennmanesmitLeiden-
schaftmacht.Das störtmichabernicht,es
macht ja Spass. Das wahre Problem sind
die sinnlosen administrativenAufgaben,
mit denen wir überschwemmt werden.
Fleisch: Die Zeit, die Lehrpersonen da-
für aufwenden, sinkt seit Jahren, das hat
die letzte Erhebung des nationalenVer-
bands gezeigt. Was bleibt, sind nötige

Aufgaben – Elternarbeit, Austausch im
Team. Es wäre schlecht für die Kinder
und die Schulen, dort zu sparen.

Lehrpersonen verdienen in Zürich bes-
ser als in allen anderen Kantonen. Der
Einstiegslohn beträgt 99 000 Franken.
Auch der Maximallohn ist nirgends so
hoch wie hier. Frau Fleisch, was gibt es
da zu jammern?
Fleisch: Erstens: Die Lebenshaltungs-
kosten sind in Zürich massiv höher als
in den übrigen Kantonen.Zweitens:Die
oberen Lohnstufen werden kaum je er-
reicht, das sind rein theoretische Spit-
zenwerte. Drittens: Wir jammern nicht,
wir wollen bloss für unsere Arbeit be-
zahlt werden.Wir sprechen hier immer-
hin von achtWochen struktureller Über-
zeit pro Jahr und Lehrperson.
Urech: Wenn die Situation wirklich so
schlimm wäre, wie Sie es schildern, hät-
ten wir einen gröberen Personalmangel.
Dem ist aber nicht so. Der Lehrerman-
gel ist so gut wie behoben. Selbstver-
ständlich gibt es Potenzial für Verbesse-
rungen.Aber ein zu tiefer Lohn ist nicht
das Problem.
Fleisch:Sie tun so,als geheesunsumeine
Lohnerhöhung. Das ist einfach falsch.

Der Kantonsrat will künftig jedes Jahr
83 Millionen Franken mehr für die Ent-
löhnung von Lehrpersonen ausgeben . . .
Fleisch: Der Stundenlohn, die Zah-
len in der Lohntabelle, was eine Lehr-
person für ein 100-Prozent-Pensum ver-
dient – all das bleibt genau gleich. Was
sich ändert, ist die Anzahl Stunden, die
fürArbeiten ausserhalb des Unterrichts
vergütet werden. Das ist keine Lohn-
erhöhung, sondern eine Anpassung an
die Realität.
Urech: Wenn Sie das der Stimmbevöl-
kerung so erklären wollen – viel Glück.
DieseArgumentation versteht niemand.
In der Privatwirtschaft geht eine Lohn-
erhöhung mit höheren Anforderun-
gen einher. Sie aber wollen für die glei-
che Arbeit mehr Geld.

Hätten Sie denn nicht gern ein paar ver-
gütete Stunden mehr zur Verfügung,
Herr Urech?
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Urech: Ich wünsche mir etwas anderes:
weniger administrativenAufwand – Sit-
zungen, runde Tische, Telefonate, For-
mulare, die ausgefüllt werden müssen.
Fleisch: Es ist schön, wenn es Lehr-
personen gibt, die offenbar nicht am
Anschlag sind. Umfragen zeigen je-
doch: Das ist die Ausnahme. Gleich-
zeitig können wir nicht alles wegratio-
nalisieren, was Sie stört, Herr Urech.
RundeTische zum Beispiel sind wichtig,
dort werden die Lernfortschritte von
Kindern besprochen.
Urech: Sie verschliessen die Augen
vor der Realität: Der Aufwand für Ab-
sprachen ist heute enorm. Nehmen wir
die Integration von Sonderschülern:
Sie führt dazu, dass immer mehr Heil-
pädagogen undAssistenzen imKlassen-
zimmer sind. Jemand muss das koordi-
nieren – gerade für Klassenlehrperso-
nen ist das eine massive Belastung.

Die schulische Integration als der wahre
Kostentreiber, der wahre Belastungs-
faktor: Ist es so einfach, Frau Fleisch?
Fleisch: Nein. Es ist eindimensional ge-
dacht. Der integrative Unterricht bin-
det tatsächlich Kräfte, der Anspruch an
die individuelle Förderung ist extrem
hoch. Aber alle Probleme im Schul-
betrieb darauf zu schieben, ist falsch.
Gesetzlich sind wir dazu verpflichtet,
integrativ zu unterrichten. Etliche Stu-
dien zeigen, dass die betroffenen Kinder
sehr davon profitieren. Übrigens haben
bei ihrer Einführung vor über zwanzig
Jahren auch die Bürgerlichen die Inte-
gration unterstützt – mit demArgument,
sie sei günstiger.
Urech: Wir sind eindeutig über das
Ziel hinausgeschossen. Heute herrscht
eine regelrechte «Abklärungswut»: Ge-
fühlt jeder Schüler, jede Schülerin hat
unterdessen eine Diagnose, für die es
ein Spezialsetting braucht. Das treibt
den Aufwand in die Höhe. Das Kan-
tonsparlament hat genau deshalb un-
längst die Förderklassen-Initiative an-
genommen – und das Problem damit
anerkannt.

Zurück zum Thema Lohn. Die Zür-
cher Regierung wollte ursprünglich nur
den Klassenlehrpersonen mehr Stun-
den für Zusatzaufgaben zugestehen.
Eine Mitte-links-Mehrheit im Parlament
hat dann jedoch beschlossen, alle Lehr-
personen zu berücksichtigen. Ist dieses
Giesskannenprinzip sinnvoll?
Fleisch: Gratisarbeit leisten alle, nicht
nur Klassenlehrpersonen.DerVorschlag
der Regierung hätte aber auch ihnen nur
etwa 25 Minuten pro Woche mehr ein-
gebracht. Das reicht nicht.Was nun be-
schlossen wurde, ist ein guter Kompro-
miss: 160 statt 100 vergütete Stunden
für Klassenlehrpersonen pro Jahr. Und
bei allen Lehrpersonen eine leichte Er-
höhung der Arbeitszeit, die ihnen für
jede unterrichtete Lektion angerech-
net wird.
Urech:DasGeldverteilen mit der Giess-
kanne bedeutet für den Kanton, vor
allem aber für die Gemeinden eine
starke finanzielle Belastung – eine, die
keinen spürbaren Nutzen bringt. Viele,
besonders kleinere Gemeinden kön-
nen die Bildungsausgaben schon heute
kaum bewältigen. Mit dem Vorschlag
der Regierung hätten sie und auch wir
Bürgerlichen noch leben können. Aber
nein, die Linken konnten einmal mehr
nicht genug bekommen.

Die FDP, die SVP und diverse Gemein-
den haben das Referendum ergriffen.
Es wird also zu einer Volksabstimmung
über das Lohnpaket kommen – der gan-
zen Reform droht der Absturz.
Fleisch: Das Problem sind nicht unsere
Forderungen, das Problem ist die Ver-
teilung der Kosten. Eigentlich geht es
in dieser Abstimmung darum: Wer be-
zahlt? Die Gemeinden kommen im
Moment für 80 Prozent, der Kanton für
20 Prozent der Lohnkosten auf. Fair ist
das nicht – denn der Kanton macht in
der Bildung die Regeln. Viele Gemein-
den sind nur deshalb gegen die Vorlage.
Hier wird ein Streit über die Kostenver-
teilung auf dem Rücken von uns Lehr-
personen ausgetragen.
Urech: Diese Abstimmung wird dem
Image des Lehrerberufs schaden. Lehr-
personen haben einen überdurchschnitt-
lich hohen Lohn, Arbeitssicherheit und
13 Wochen Ferien – pardon, «unter-
richtsfreie Zeit». Und jetzt wollen sie
noch mehr? Das kann auf die breite Be-
völkerung nur befremdlich wirken.

Fleisch: Mich ärgert es, wenn Sie
sich über den Ausdruck «unterrichts-
freie Zeit» lustig machen. Lehrperso-
nen haben fünf Wochen Ferien wie
alle anderen Staatsangestellten auch.
«Unterrichtsfrei» ist nicht dasselbe wie
«Ferien». Da werden Semester geplant,
Lektionen vorbereitet, man liest sich in
Themen ein. Der ach so privilegierte
Lehrer mit der vielen Freizeit – das ist
ein veraltetes Bild, das sich leider hart-
näckig hält.
Urech: Natürlich nicht. Ich plane
dann meine Lektionen für den nächs-
ten Unterrichtsblock, dafür braucht
es Musse. Ich kann das aber, wenn ich
will, mit dem Laptop am Strand von
Gibraltar machen. Das ist ein riesi-
ger Luxus.Andere haben den nicht. Ich
sehe das bei meinen Sekundarschülerin-
nen und -schülern:Die treten bald in die
Arbeitswelt ein – und müssen sich fra-
gen, ob es ihren Job in fünf Jahren noch
gibt. Oder ob sie durch künstliche Intel-
ligenz verdrängt werden. In der Lehrer-
Bubble vergisst man manchmal, wie es
im Rest der Berufswelt aussieht.

Umgekehrt kann man sagen: Kinder
und Jugendliche auszubilden, ist kein
Job wie jeder andere. Da braucht es
die Besten – mit einer entsprechenden
Bezahlung.
Urech: In meinem Umfeld wollen die
Lehrpersonen nicht in erster Linie mehr
Geld, sondern Entlastung von unnötigen
Aufgaben.
Fleisch: Ich kenne viele Leute, die ihr
Pensum reduzieren, damit sie die effek-
tiv anfallende Arbeit bewältigen kön-
nen. Entlastung bedeutet für mich, dass
geleistete Arbeit auch bezahlt wird.
Mein Job ist kein Hobby! Auch wenn
ich ihn sehr gerne mache.

Ist der Lehrerjob stressiger als andere
Berufe?
Urech:Das Daily Business ist vor allem
für Klassenlehrpersonen aussergewöhn-
lich intensiv. Das kann man aber in der
unterrichtsfreien Zeit kompensieren.
Fleisch: Im Unterrichtsalltag müs-
sen Lehrpersonen ständig voll präsent
sein. Gerade auf der Primarstufe, in der

ich unterrichte,merke ich das jedenTag.
Da gibt es keine ruhigen Phasen. Man
kann während einer Lektion nicht kurz
an die Kaffeemaschine oder aufs WC
oder auch nur fünf Minuten aus dem
Fenster schauen.

Wann sind Sie beide das letzte Mal an
die Belastungsgrenze gekommen?
Fleisch: Mich und viele meiner Kolle-
ginnen und Kollegen fordern schwie-
rige Situationen im Klassenzimmer am
meisten: Mobbing, überforderte oder
unterforderte Kinder – auf die man
nicht eingehen kann, weil die Ressour-
cen fehlen. Immer anspruchsvoller wer-
den auch die Elterngespräche. Da wird
es oft emotional.
Urech:Ehrlich gesagt muss ich da lange
nachdenken. Ich empfinde die Belas-
tung selten als zu hoch. Schwierig sind
eher die Probleme mit dem System:
Wenn ich mich um sonderpädagogi-
sche Settings kümmern muss oder um
Fälle von Schulabsentismus, also dem
Fernbleiben vom Unterricht. Oder um
harte Schicksale, bei denen man mit
Ämtern und Heimen mühsam eine
Lösung finden muss. Das ist ein Mehr-
aufwand, der meine eigentliche Arbeit
überlagert. In solchenMomenten denke
ich:Eigentlich würde ich mich lieber um
meine Klasse kümmern.

Minipensen und Austritte aus dem Beruf
sind ein Problem, an dem sich die Bil-
dungspolitik seit Jahren die Zähne aus-
beisst. Kann das neue Lohnpaket zum
Verbleib im Beruf motivieren – oder
schafft es eher den Anreiz, das Pensum
zu reduzieren?
Fleisch: Ich bin überzeugt, dass die, die
aus Erschöpfung gehen, eher bleiben
werden. Und dass auch die Pensen stei-
gen, wenn die geleisteten Stunden end-
lich angemessen vergütet werden.
Urech: Das glaube ich nicht. Wenn ich
für das gleiche Geld weniger arbeiten
muss – warum sollte ich dann mein Pen-
sum erhöhen?

Angenommen, die Stimmberechtigten
lehnen das Lohnpaket ab: Welche Aus-
wirkungen hat das auf den Schulbetrieb?
Fleisch: Dann werden sich viele Lehr-
personen ganz konkret überlegen müs-
sen,wo sieweniger leistenwollen.Sowie
mandas in der freienWirtschaft auch tut,
wenn ein Kostendach erreicht ist.

Was braucht es denn, damit der Lehrer-
beruf attraktiver wird, unabhängig von
der Lohnfrage?
Fleisch: Ich kann mich nur wiederholen:
Der Anspruch muss verschwinden, dass
Lehrpersonen gratis arbeiten sollen.
Urech:Der Fokus muss wieder auf dem
Kerngeschäft liegen:demUnterricht.Wir
müssen wegkommen vom Fokus auf ul-
traindividualisierte Förderung. Und die
administrativen Auswüchse stoppen.
Fleisch: Das schon wieder. Der Auf-
wand dafür sinkt ja bereits – und wird
dank der Digitalisierung noch weniger
werden.

Zum Schluss: Was sind für Sie die
schönsten Momente in der Arbeit als
Lehrperson?
Fleisch: Wenn die Kinder diese klei-
nen Aha-Erlebnisse haben – wenn man
ihnen ein kleines Stück der Welt erklä-
ren kann. In diesenMomenten,wenn ich
ihre strahlenden Gesichter sehe, weiss
ich wieder, warum ich meinen Job so
gerne mache.
Urech:Da kann ich mich nur anschlies-
sen. Für mich sind die Momente am
wertvollsten, in denen ich merke: Wir
ziehen im Klassenzimmer alle am
gleichen Strick, die Stimmung ist gut.
Diese Jugendlichen wollen wirklich
etwas lernen.

«In meinem Umfeld
wollen die Lehrpersonen
nicht in erster Linie
mehr Geld, sondern
Entlastung von
unnötigen Aufgaben.»
Stefan Urech

«Ich kenne viele Leute,
die ihr Pensum
reduzieren,
damit sie die effektiv
anfallende Arbeit
bewältigen können.»
Lena Fleisch

Steuerprivilegien für
Hausbesitzer fallen weg
Abzüge für energetische Sanierungen soll es in Zürich
nicht mehr geben, obwohl sie noch bis 2050 zulässig wären

ZENO GEISSELER

Die Schweizer Eigenheimbesitzer ste-
hen vor einem gewaltigen Systemwech-
sel: Per 1. Januar 2029 müssen sie auf
ihrer Liegenschaft kein fiktives Ein-
kommen mehr versteuern. Der Eigen-
mietwert wird nach vielen Jahren ab-
geschafft. Im Gegenzug verschwinden
allerdings auch diverseAbzugsmöglich-
keiten in der Steuererklärung. So kön-
nen etwa die Schuldzinsen nicht mehr
geltend gemacht werden.

Nicht ganz so eindeutig ist es bei
einem weiteren wichtigen Abzug:
jenem für das Energiesparen und den
Umweltschutz. Hier ist der Fall nur
auf Bundesebene klar.Wer eine Solar-
anlage auf das Dach schraubt, seine
Wände isoliert oder eineWärmepumpe
einbaut, wird künftig bei den Bundes-
steuern nicht mehr entlastet werden.
Bei den Kantonen hingegen gibt es
Spielraum. Wenn sie wollen, können
sie solche Abzüge noch einige Zeit be-
halten, und zwar entweder, bis sie ihr
Netto-null-Ziel erreichen oder spätes-
tens bis 2050.

Im Kanton Zürich hat man darauf
aber keine Lust. Der Regierungsrat hält
es «nicht für angebracht, die steuerliche
Abzugsfähigkeit energetischer Investi-
tionen beizubehalten». Dies schreibt er
in einer Antwort auf eine Anfrage aus
demKantonsparlament.Es gehe darum,
konsequent zu sein: Wenn der Eigen-
mietwert nicht mehr besteuert werde,
dann seien auch die damit zusammen-
hängendenAbzüge nicht mehr zulässig.

Es geht um viel Geld

Vor allem aber geht es der Kantons-
regierung ums Geld. Schon wegen der
Abschaffung des Eigenmietwerts rech-
net die Finanzdirektion mit jährlich
150 Millionen Franken Mindereinnah-
men je für Kanton und Gemeinden.
Würden auch noch Abzüge für ener-
getische Sanierungen zugelassen, wäre
der Steuerausfall noch grösser, schreibt
die Regierung.

Ausserdem stört sich der Regie-
rungsrat daran, dass Steuerabzüge
umso mehr einschenken, je höher das
Einkommen ist. Der Kanton setzt des-
halb auf Förderbeiträge. Diese würden
gezielter wirken und kämen allen geför-
derten Personen gleichermassen zugute.

Dass es auch anders geht, zeigt der
KantonAargau. Er will «den Spielraum
zugunsten der Steuerpflichtigen aus-
nutzen», schreibt das Aargauer Finanz-

departement in einem Vernehmlas-
sungsbericht. Die Begründung: «Die
steuerliche Abzugsfähigkeit setzt einen
wichtigen Anreiz.»

Dieser hat allerdings seinen Preis:
Der KantonAargau rechnet damit, dass
die Beibehaltung der Abzüge für Ener-
giesparmassnahmen jährliche Minder-
einnahmen von etwa 20Millionen Fran-
ken bedeutet. Bei den Gemeinden sind
es 18 Millionen Franken. Dafür profi-
tiere aber das Gewerbe. Arbeitsplätze
im Kanton könnten geschaffen oder ge-
sichert werden.

Kritik vom Verband

Dass die Zürcher Regierung es anders
sieht, stösst beim Hauseigentümerver-
band Zürich auf Unverständnis. Des-
sen DirektorAlbert Leiser sagt: «Wenn
der Staat die Eigentümerschaft mittels
Energiegesetz und weiteren Auflagen
zu energetischen Sanierungen zwingt,
müsste diese Investition steuerlich ab-
zugsfähig sein.» Die Argumentation,
dass man stattdessen Fördergeld er-
halte, sei unehrliche Politik. «Ziel-
führend wäre es, die Fördergelder
aufzuheben und die volle Investition
steuerlich abzugsfähig zu machen.»

Ähnlich sieht es Sonja Rueff-Fren-
kel. Die FDP-Kantonsrätin hatte die
Anfrage eingereicht. Die Antwort
des Regierungsrats sei «sehr enttäu-
schend», sagt sie. Man werde sie in die
Beratungen zum Energiegesetz ein-
fliessen lassen.

Thomas Forrer, Fraktionschef der
Grünen im Kantonsparlament, unter-
stützt hingegen die Haltung des Regie-
rungsrats. Der Eigenmietwert sei mit
dem Versprechen abgeschafft worden,
dass im Gegenzug auch dieAbzüge ent-
fallen würden. «Deshalb wäre es für die
Bevölkerung kaum verständlich, wenn
diese nun doch teilweise beibehalten
würden», sagt Forrer. Ausserdem seien
Förderbeiträge ein wirksameres Instru-
ment als Steuerabzüge. Ausgeschlossen
ist es aus seiner Sicht, dass der Kanton
die Hausbesitzer gleich doppelt unter-
stützt, also sowohl mit Steuerabzügen
als auch mit Förderbeiträgen.

Was es für den Kanton Zürich finan-
ziell bedeuten würde, wenn er die Ab-
züge für die energetischen Sanierun-
gen trotzdem zulassen würde, kann der
Regierungsrat im Gegensatz zu den
Aargauer Kollegen noch nicht sagen.
Zuerst müsse der Bund festlegen, wel-
che Kosten künftig überhaupt noch ab-
zugsfähig seien.

Zwei Schwerverletzte
bei Brand auf Reiterhof
Tiere wurden durch ein Feuer in Hombrechtikon nicht verletzt

lip./puz. · In Hombrechtikon über dem
Zürichsee ist am Freitagabend bei einem
Hof mit Pferdestall ein Feuer ausgebro-
chen. Insgesamt seien bei dem Brand
auf dem Gestüt Niederfeld zehn Per-
sonen verletzt worden, zwei von ihnen
schwer, hiess es in einer Mitteilung der
Kantonspolizei Zürich.

Laut der Polizei hatten sich beim Ein-
treffen der Rettungskräfte alle im Ge-
bäude befindlichen Personen bereits
selbständig ins Freie begeben. Dennoch
erlitten ein 73-jähriger Mann und eine
84-jährige Frau schwere Verletzungen.
Die Rega flog beide mit Rettungsheli-
koptern in Spitäler.

Acht weitere Personen zogen sich
leichteVerletzungen zu.Zwei von ihnen
brachte der Rettungsdienst zur weiteren
Abklärung in Spitäler, während sechs
Personen vor Ort ambulant versorgt
werden konnten.

Tiere kamen keine zu Schaden. Poli-
zei und Feuerwehr waren mit einem

Grossaufgebot vor Ort und konnten
den Brand rasch unter Kontrolle brin-
gen. Dennoch entstand am Wohnhaus
sowie am angebauten Stall ein Sach-
schaden von über einerMillion Franken.

Das Gebäude ist gemäss Polizei der-
zeit nicht mehr bewohnbar. Die betrof-
fenen Bewohner fanden bei Verwandten
und BekanntenUnterschlupf.Die Brand-
ursache ist noch unklar.Die Kantonspoli-
zei klärt diese in Zusammenarbeit mit der
Staatsanwaltschaft ab.

Zusammen mit der Kantonspoli-
zei standen die Feuerwehren von Hom-
brechtikon, Stäfa, Männedorf-Uetikon,
die Stützpunktfeuerwehr Meilen, Schutz
und Rettung mit dem Drohnenfahrzeug,
zwei Helikopter der Rega, diverse Ret-
tungswagen, vier Notfallärzte und ein
Care-Team im Einsatz. Zudem waren
die zuständige Staatsanwältin, Vertreter
der Gemeinde Hombrechtikon, des Statt-
halteramts sowie ein Inspektor der Ge-
bäudeversicherung zugegen.

Primarlehrerin
und Sek-Lehrer
heu. · Lena Fleisch ist Präsidentin des
Zürcher Lehrerinnen- und Lehrerver-
bands. Sie arbeitet als Mittelstufenlehre-
rin in der StadtWinterthur und ist mitt-
lerweile seit zwölf Jahren im Schuldienst
tätig. Fleisch lebt im ZürcherWeinland.
Stefan Urech ist SVP-Gemeinderat in
der Stadt Zürich. Er ist ebenfalls seit
zwölf Jahren Lehrer und unterrichtet
an einer Sek-B-Schule in Mettmenstet-
ten. Urech lebt in Zürich.


